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Die Personenstandsaufnahme 
vom 10. Oktober 1941, eine 
Volkszählung des deutschen Ok-
kupanten in Luxemburg mit Zu-
satzfragen zu Staatsangehörigkeit, 
Muttersprache und Volkszuge-
hörigkeit, ist eines der bekanntes-
ten historischen Ereignisse in der 
Luxemburger Zeitgeschichte. Bis 
heute ist sie mit dem Streik gegen 
die Zwangsrekrutierung von Au-
gust/September 1942 fester Be-
standteil der Erinnerungskultur 
und Geschichtsschreibung. 
Interessanterweise hat bis jetzt 
niemand die Personenstands-
aufnahme selbst analysiert, ge-
nauer gesagt die als Stichprobe 
eingesammelten Zählkarten, bei 
denen angeblich fast 100% der 
befragten Luxemburger mit „3 
x Lëtzebuerg“ geantwortet hät-
ten, Zählkarten, die seit Ende 
April 2024 online im Inventar 
des Fonds „Chef der Zivilver-
waltung“ im Nationalarchiv zu 
finden sind.  Diese Prozentsätze 
wurden zuerst von den Resistenz-
organisationen – ein erstes Flug-
blatt von Ende Oktober 1941 
spricht von 95% – und von der 
Exilregierung – im ersten Luxem-
bourg Bulletin von Juli 1942 geht 
die Rede von 97-98% – verbreitet 
und jahrzehntelang von nieman-
dem ernsthaft infrage gestellt. 
In einer Folge von zwei Artikeln 
von Philippe Blasen und Denis 
Scuto werden sowohl der histo-
rische Kontext und Entstehungs-
zusammenhang umrissen als 
– zum ersten Mal – eine teilweise 
Auswertung der Personenstands-
aufnahme (Stichprobe des „Krei-
ses Esch/Alzig“) vorgenommen.
Besonders zwei Aspekte sollen 
hier beleuchtet werden: 1. Worum 
ging es der deutschen Zivilver-
waltung bei der Personenstands-
aufnahme? 2. Wie waren die 
tatsächlichen Prozentsätze der 
Stichprobe, was Staatsangehörig-
keit, Muttersprache und Volkszu-
gehörigkeit betrifft?

„Kultur- und epochenüber-
greifend hat ,Geschichte‘ immer 
eine doppelte Bedeutung: Ein-
mal meint sie ein zeitlich ge-
ordnetes Geschehen (res gestae, 
,Geschichte‘) in der Vergangen-
heit. Untrennbar davon meint 
,Geschichte‘ zum anderen den 
Bericht über dieses Geschehen, 
in dem seine Bedeutung für die 
menschliche Selbst- und Welt-
deutung entfaltet wird. Im ers-

teren Falle geht es um eine 
Zeitfolge von Ereignissen, im 
zweiten um deren narrative Re-
präsentation.“1)

 

In diesem Sinne hat auch die 
Personenstandsaufnahme vom 
10. Oktober 1941 in Luxemburg 
eine doppelte Bedeutung. Einmal 
meint sie als Ereignis eine Volks-
zählung des deutschen Okkupan-
ten in Luxemburg mit Zusatzfragen 
zu jetziger und früherer Staats-
angehörigkeit, Muttersprache und 
Volkszugehörigkeit sowie zu El-
tern und Großeltern, mit Angabe 
ob „Jude“ oder nicht. Zum anderen 
meint sie die Berichte über dieses 
Ereignis, seine Interpretation, seine 
Bedeutung für die Selbst- und Welt-
deutung in Luxemburg während des 
Krieges, in der unmittelbaren Nach-
kriegszeit, nach 30, nach 50 Jah-
ren, heute. Sie wird deutlich in den 
unterschiedlichen narrativen Kons-
truktionen der Personenstandsauf-
nahme durch „Berichtende“ aus 
verschiedenen Feldern (Politik, Er-
innerungskultur, Geschichtspolitik, 
Geschichtswissenschaft). 

Die unbekannte  
Quelle 
Bis heute ist die Personenstandsauf-
nahme mit dem Streik von August/
September 1942 fester Bestand-
teil der Luxemburger Erinnerungs-
kultur und Geschichtsschreibung. 
In der Nachkriegszeit war die 
Personenstandsaufnahme ein zen-
traler Baustein des offiziellen Dis-
kurses über den Zweiten Weltkrieg, 
welcher die „deutsche Besetzung 
Luxemburgs“ gleichstellte mit dem 
„Widerstand des luxemburgischen 
Volkes“.2) Der 10. Oktober wurde 
zur alljährlichen „Journée de com-
mémoration nationale“. 

Interessanterweise hat jedoch 
bis jetzt niemand die Personen-
standsaufnahme selbst analysiert, 
genauer gesagt die als Stichprobe 
eingesammelten Zählkarten, bei 
denen angeblich fast 100% der be-
fragten Luxemburger mit „3 x Lët-
zebuerg“ geantwortet hätten. Diese 
Prozentsätze wurden zuerst von 
den Resistenzorganisationen – ein 
erstes Flugblatt von Ende Oktober 
1941 spricht von 95% – und von der 
Exilregierung – im ersten Luxem-
bourg Bulletin von Juli 1942 geht 
die Rede von 97-98% – verbreitet 
und jahrzehntelang von nieman-
dem ernsthaft infrage gestellt. 

Erst Olivier Worré hat 2011 in 
seiner gut dokumentierten Master-
arbeit über die Personenstands-
aufnahme diese Prozentsätze 
problematisiert, schließlich aber 
von einer Analyse der als Stich-
probe eingesammelten Zählkarten 
abgesehen.3) 

Seit Ende 2016 ist die Personen-
standsaufnahme ohne Ein-
schränkung öffentlich zugänglich 
und seit Ende April 2024 im On-
line-Inventar des Nationalarchivs 
bestellbar und im Lesesaal ein-
sehbar. Mehr als 80 Jahre nach 
dem historischen Ereignis, aber 
nur einen Monat nach der On-
line-Publikation des Inventars 
möchte diese Artikelserie sowohl 

eine Kontextualisierung 
als eine erste quanti-
tative und qualitative 
Auswertung der Frage-
bögen der Personen-
standsaufnahme (des 
„Kreises Esch-Alzig“) 
vornehmen. 

Besonders zwei As-
pekte möchten wir be-
leuchten: 1. Worum ging 
es der deutschen Zivil-
verwaltung und ande-
ren Reichsbehörden bei 
der Personenstandsauf-
nahme? 2. Wie waren 
die tatsächlichen Pro-
zentsätze der Stichprobe, 
was Staatsangehörigkeit, 
Muttersprache und Volks-
zugehörigkeit betrifft? 

Rezente  
Umdeutungen 
Beginnen wir mit einer 
kurzen historiografischen 
Kontextualisierung, indem 
wir uns zuerst die Deutung 
dieses historischen Ereig-
nisses in der heutigen Zeit 
anschauen. Im Wortlaut der 
Regierungserklärung vom 9. 
Oktober 2023 zum nationa-
len Gedenktag vom 10. Ok-
tober heißt es: „La Journée 
de commémoration natio-
nale trouve son origine dans 
le recensement du 10 octo-
bre 1941. A cette époque, les 
nazis voulaient notamment 
savoir des citoyens s’ils étai-
ent juifs et quelles étaient leur 
nationalité, leur langue maternelle 
et leur ,race‘. La Résistance a appe-
lé à répondre par ,luxembourgeoi-
se‘ aux trois dernières questions. De 
nombreuses personnes ont suivi cet 
appel, ce qui a entraîné l’annulation 
du recensement.“4)

Seit 2019 hat sich die regierungs-
seitige Deutung also stark ge-
wandelt. Damals hieß es noch: „Il 
nous incombe de garder vivante au-
près des jeunes générations la mé-
moire du 10 octobre 1941, quand le 
Gauleiter nazi a essayé par le biais 
d’une ,Personenstandsaufnahme‘ 
d’extorquer aux Luxembourgeois 
l’aveu écrit qu’ils étaient allemands. 
Que ce simulacre de recensement 
ait été annulé quand les nazis du-
rent se rendre compte que plus 
de 90% avaient répondu ,Luxem-
bourgeois‘ fut interprété comme un 
premier succès important de la Ré-
sistance. C’est la raison pour laquel-
le une place capitale revient à cette 
date symbolique dans la mémoire 
collective de notre pays.“5) 

Eine Richtigstellung  
von 1972, die verhallte
Aus „mehr als 90%“ sind „viele 
Personen“ geworden. Die Nazis 
wollten nicht mehr durch eine 
„Schein-Volkszählung“ ein Be-
kenntnis zu Deutschland er-
zwingen, sondern herausfinden, 
wer Jude ist und wer welche Staats-
angehörigkeit, Muttersprache, 
„Rasse“ besitzt. Die regierungs-

seitige Deutung der Personen-
standsaufnahme brauchte also 80 
Jahre, um sich vom Druck der Er-
innerungskultur wenigstens teil-
weise zu lösen und sich dem Stand 
der wissenschaftlichen Forschung 
anzunähern. Das geschieht mehr 
als 50 Jahre, nachdem Henri Koch-
Kent und André Hohengarten sich 
als erste Historiker kritisch mit den 
(damals zugänglichen) Quellen 
zur Personenstandsaufnahme aus-
einandergesetzt hatten sowie über 
30 Jahre nach weiteren kritischen 
Analysen von Emile Krier und Paul 
Dostert.6) 

In ihrem Artikel „Aus den Be-
satzungsjahren 1941/1942. 
,Personenstandsaufnahme‘ und 
,Volkstumskartei‘: Versuch einer 
Analyse der Absichten des Okku-
panten“, erschienen in Heft 1 der 
Zeitschrift Hémecht  von 1972, 
hatten Koch-Kent und Hohen-
garten bisherige Interpretationen 
infrage gestellt. Entgegen den 
Darstellungen der drei ersten 
Nachkriegsjahrzehnte durch die 
Luxemburger Politik, Geschichts-
schreibung und Erinnerungskultur 
sowie entgegen der Darstellung von 
Aloyse Raths, Präsident des „Con-
seil national de la Résistance“, in 
der Sondernummer der Zeitschrift 
der LPPD, Rappel, für den 30. 
Jahrestag 1971, war die Personen-
standsaufnahme kein Versuch, 

„die Luxemburger in eine Falle zu 
locken, um sie dem III. Reich als 
,deutsche Volkszugehörige‘ einzu-
verleiben“. 

Koch-Kent und Hohengarten 
konnten auf Kopien aus deutschen 
Archivbeständen mit den Schrift-
wechseln zwischen dem Gauleiter 
Gustav Simon, dem Reichsführer 
SS und Chef der deutschen Polizei 
Heinrich Himmler sowie der Volks-
deutschen Mittelstelle (VoMi), ab 
Juni 1941 SS-Hauptamt, zurück-
greifen. Im Oktober 1939 wurde 
Himmler von Hitler zum „Reichs-
kommissar zur Festigung deutschen 
Volkstums“ (RKF) erhoben. Gau-
leiter Gustav Simon war am 2. Au-
gust 1940 durch Führererlass zum 
Chef der Zivilverwaltung in Luxem-
burg ernannt worden. Er begann 
sofort mit seiner Germanisierungs-
politik, z.B. mit der Verordnung 
über den Gebrauch der deutschen 
Sprache in Luxemburg vom 6. Au-
gust, und seiner antisemitischen 
Politik, mit den Judenverordnungen 
vom 5. September 1940 und dem 
Beginn der Vertreibung der auf-
grund der nationalsozialistischen 
Rassentheorien als Juden geltenden 
Menschen aus Luxemburg zuerst 
Richtung Frankreich, dann ab dem 
16. Oktober 1941, also sechs Tage 
nach der Personenstandsaufnahme, 
ihrer Deportation in den Osten.

Im Dezember 1940 machte 
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Himmler Gauleiter Simon zum 
„Beauftragten für die Aufgaben des 
Reichskommissars für die Festi-
gung deutschen Volkstums im Gau 
Koblenz-Trier und in Luxemburg“. 
Als Gauleiter Gustav Simon sich 
daraufhin anschickte, seine anver-
trauten Aufgaben der „Sicherung 
des deutschen Volkstums in Luxem-
burg und Herstellung einer klaren 
Volkstumsgrenze“ durchzuführen, 
musste er schnell feststellen, dass 
die gerade durchgeführte Personen-
standsaufnahme vom 15. Dezember 
1940 in einem Einwanderungsland 
wie Luxemburg die national-
sozialistisch definierten Grenzen 
des fremden Volkstums nicht wider-
spiegelte. Luxemburg stellte sich 
als Gegenmodell zu den national-
sozialistischen Rassenvorstellungen 
heraus. Besonders die Einreihung 
der fast 8.000 „italienischen Volks-
zugehörigen“, von denen viele be-
reits seit zwei Generationen in 
Luxemburg lebten und deren Kin-
der die luxemburgische Staats-
angehörigkeit erworben hatten, 
bereitete Simon Kopfzerbrechen.

Dies war der Ausgangs-
punkt einer Entwicklung, die zur 
Personenstandsaufnahme vom 10. 
Oktober 1941 führte. Koch-Kent 
und Hohengarten zeigten als Erste 
1972, dass es bei der Personen-
standsaufnahme nicht vorrangig um 
die Erfassung und Kategorisierung 
der Luxemburger ging, sondern um 
die Erfassung von bestimmten Kate-
gorien von Ausländern, wie eben 
den Italienern, in Luxemburg. Lu-
xemburger wurden nämlich sowieso 
als Deutsche angesehen: „grundsätz-
lich werden insoweit alle luxembur-
gischen Staatsangehörige, soweit sie 
nicht fremdblütig sind, als deutsche 
Volkszugehörige betrachtet und be-
handelt“ (Simon an Himmler, 31. 
Mai 1941).7)

Vielmehr ging es vor allem 
darum, dank der Personenstands-
aufnahme herauszufinden, wer 
nicht als deutsche Volkszugehöriger 
betrachtet werden konnte, mit dem 
Ziel, „das fremde Volkstum, sobald 
die politischen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse dies zulassen, auszu-
schalten“.8) Das fremde Volkstum 
waren in Luxemburg 1940/1941 
Italiener, Franzosen, Belgier, Polen, 
Russen, Litauer, Jugoslawen usw. 

Die Italiener als „Fremdkörper im 
luxemburgischen Siedlungsraum“

Im zitierten Schreiben an Himmler 
vom 31. Mai 1941 berichtet Gau-
leiter Simon über die italienische 
Einwanderung in das Großherzog-
tum im Zuge der Ansiedlung der 
Schwerindustrie am Ende des 19. 
Jahrhunderts. Zum Zeitpunkt der 
Personenstandsaufnahme vom 15. 
Dezember 1940 lebten 7.479 Ita-
liener (Männer, Frauen und Kin-
der) in Luxemburg. Zu diesen 
Italienern rechnet Simon die 620 
in Luxemburg geborenen Kinder 
italienischer Eltern, die mit 18 Jah-
ren für die luxemburgische Staats-
bürgerschaft optiert hatten. Weitere 
4-5.000 Italiener waren luxembur-
gische Staatsangehörige geworden 
durch das doppelte ius soli, d.h. weil 
sie in Luxemburg von einer luxem-
burgischen Mutter geboren wur-
den, die einen Italiener geheiratet 
hatte und damit ihre luxemburgi-
sche Staatsangehörigkeit verloren 
hatte. Für Simon waren sie alle „ita-
lienische Volkszugehörige“, also 
„Fremdkörper im luxemburgischen 
Siedlungsraum“. Deshalb schlug 
er Himmler vor, sie nach Italien 
zurückzuschicken oder in andere 
Gegenden des Reiches umzusiedeln 
und sie durch „Volksdeutsche“ zu 
ersetzen.

Los werden wollte er aber auch 
Franzosen, Belgier, Polen … Am 
Ende seines Berichtes bittet der 
Gauleiter deswegen generell den 
„Reichsführer SS um Unterstützung 
bei meinen Bemühungen um Schaf-
fung klarer Volkstumsverhältnisse 
im luxemburgischen Grenzraum 

und um Mitteilung der nach ihrer 
Auffassung in diesem Zusammen-
hang möglichen Massnahmen“.

Die Antworten Himmlers sind, 
wie unsere aktuellen Forschungen 
zur nationalsozialistischen Staats-
angehörigkeits- und Volkstums-
politik unterstreichen, in einem 
größeren politischen Rahmen zu 
betrachten.9) Ziel der Führung des 
Reiches war es, die Staatsangehörig-
keits- und Volkstumspolitik in den 
Dienst der nationalsozialistischen 
Rassenpolitik zu stellen. Einerseits 
wurden in der Abstufung der drei 
ideologischen Kriterien des „Be-
kenntnisses zum deutschen Volks-
tum“, der „Abstammung“ und 
der „rassischen Eignung“ die bei-
den letzteren immer zentraler. 
Andererseits scheiterten die Ver-
suche, diese Rassenpolitik gesetz-
lich zu kodifizieren jedoch an der 
Fantasie des Konzepts, das jeg-
licher Realität entbehrte, sowie 
an den unterschiedlichen Zielen 
und am Kompetenzgerangel zwi-
schen Reichsführung, NSDAP, 
den Reichsministerien, dem Ober-
kommando der Wehrmacht usw. 
Mit der Eroberung und Besetzung 
von immer mehr Gebieten – unter 
ihnen die nicht formell annektierten 
Luxemburg, Elsass und Lothringen 
– wurde die Frage weiter kompli-
ziert. Schließlich musste die Staats-
bürgerschafts- und Volkstumspolitik 
mit der Veränderung der Kriegs-
konstellation ab 1941 immer mehr 
Zwänge berücksichtigen, die sich 
von rein ideologischen Erwägungen 
entfernten.

Zum Kompetenzgerangel in die-
sem Fall: Als Hitler am 18. Ok-
tober 1940 durch einen zweiten 
Führererlass „über die vorläufige 
Verwaltung in Luxemburg“ dem 
Gauleiter als „dem mir unmittel-
bar unterstellten Chef der Zivil-
verwaltung“ „grundsätzlich die 
Initiative für jede Massnahme der 
Verwaltung in Luxemburg“ gab, ge-
schah dies mit der Auflage, mit den 
„Obersten Reichsbehörden“, d.h. 
dem Reichsführer SS, aber auch 
Reichsinnenminister Wilhelm Frick 
und SS-Obergruppenführer Wil-
helm Stuckart „enge Fühlung“ zu 
halten, mit Hitler selbst als Schieds-
richter. Stuckart war seit März 
1935 Staatssekretär im Reichinnen-
ministerium (RMdI), wurde 1935 
zum Vorsitzenden des „Reichsaus-
schusses zum Schutz des deutschen 
Blutes“ und war mit Ministerialrat 
Hans Globke Verfasser des „Kom-
mentars zur Rassengesetzgebung“. 
1940 wurde er zum Leiter der 
„Zentralstelle für Elsaß, Lothringen 
und Luxemburg“ ernannt.10) Lu-
xemburg war am 11. August 1940 
die erste Etappe einer Visite dieser 
Territorien unter Zivilverwaltung 
im Westen durch Reichinnen-
minister Frick und Staatssekretär 
Stuckart. Himmler stattete Luxem-
burg am 8. September 1940 einen 
offiziellen Besuch ab.11)

Himmlers Antwort an den Gau-
leiter verdeutlicht diese Wider-
sprüche und Spannungen.12) Im 
konkreten Fall der Italiener stimm-
te er im Prinzip mit Simon überein. 
Sowohl für Himmler als auch für 
Simon waren das „deutsche Blut“ 
zentral. Himmler widersprach 
Simon jedoch in zwei von vier 
Punkten, weil sie weder (kriegs)
wirtschaftlich noch außenpolitisch 
durchsetzbar waren. Er bestätigte 
erstens, dass die „Eindeutschung“ 
dieser Italiener zu verhindern sei. 
Dies galt zweitens für Himmler wie 
für Simon sowohl für Personen mit 
italienischer Staatsangehörigkeit 
als auch für solche italienischer 
Herkunft, die die luxemburgische 
Staatsangehörigkeit angenommen 
oder durch ius soli erworben hat-
ten. Allerdings konnte drittens 
die notwendige Rückführung 
nach Italien wegen wirtschaft-
licher, politischer und verkehrs-
technischer Vorbehalte erst nach 
Kriegsende erfolgen. Viertens er-
schien Himmler eine Umsiedlung 
von Italienern in andere Regio-
nen des Reiches nicht sinnvoll, 

zumal sie zu Unstimmigkeiten mit 
dem verbündeten Mussolini-Ita-
lien führen könnte. Ironischer-
weise entsprach diese Idee der 
Rassentrennung jener, welche das 
faschistische Regime seit 1936 in 
Italienisch-Ostafrika anwandte. 

Zusatzfragen zur „Erhebung des 
fremden Volkstums in Luxemburg“

Zur allgemeinen Frage der Grenzen 
der „Volkszugehörigkeit“ im luxem-
burgischen „Grenzraum“ und der 
anzuwendenden allgemeinen Krite-
rien, d.h. der Festlegung der „Volks-
tumsgrenzen“, beauftragte Himmler 
die Volksdeutsche Mittelstelle in 
Berlin, ihm Antworten zu geben. 
SS-Obergruppenführer Werner Lo-
renz, Leiter der VoMi, beauftragte 
SS-Obersturmbannführer Heinz 
Brückner, nach Rücksprache mit den 
engen Mitarbeitern des Gauleiters, 
Heinrich Siekmeyer, Regierungs-
präsident in Trier, Friedrich Münzel, 
stellvertretender Gauleiter, und Refe-
rent Alfons Trossen vom CdZ, einen 
Bericht zu dieser Frage zu verfassen. 
Der Bericht wurde von Brückner am 
30. August 1941 vorgelegt.13)

Der Bericht bestätigte das 
komplexe Verhältnis zwischen 
Staatsangehörigkeit und Volkszuge-
hörigkeit für die Bevölkerung des 
Einwanderungslandes Luxemburg. 
Erstens sind viele Menschen aus-
ländischer Nationalität dem Bericht 
zufolge aus nationalsozialistischer 
Sicht von deutscher „Volkszuge-
hörigkeit“: die vielen Frauen lu-
xemburgischer Herkunft, die mit 
Ausländern verheiratet sind. Zwei-
tens sind viele Menschen mit lu-
xemburgischer Staatsangehörigkeit 
von „fremder Volkszugehörigkeit“, 
da sie diese durch Einbürgerung, 
Option oder doppeltes ius soli er-
worben haben. Sie werden von den 
Nazis als ethnisch italienisch, pol-
nisch, französisch oder belgisch an-
gesehen. Schließlich gab es einen 
hohen Grad an „Vermischung“ zwi-
schen „Deutschen luxemburgischer 
Staatsangehörigkeit“ und „fremd-
völkischen“ Ausländern, da eine 
große Zahl von Ehen zwischen Lu-
xemburger Männern und Frauen 
und Italienern, Franzosen, Belgiern, 
Polen usw. geschlossen worden war.

Die Personenstandsaufnahme 
vom 15. Dezember 1940 hatte, 

neben der Erfassung der nach den 
nationalsozialistischen Rassen-
gesetzen als Juden geltenden 
Personen, nur nach der Staats-
angehörigkeit gefragt. Da „von der 
Staatsangehörigkeit gerade in Lu-
xemburg nicht ohne weiteres auf die 
Volkszugehörigkeit geschlossen wer-
den (kann)“, schlägt Brückner, nach 
Besprechung mit den Mitarbeitern 
des Gauleiters und mit dem Ein-
verständnis des Reichsministeriums 
des Innern, Folgendes vor: „Es er-
scheint daher dringend notwendig, 
Erhebungen über den Umfang des 
fremden Volkstums in Luxemburg 
anzustellen. Die Möglichkeit hierzu 
würde die Personenstandsaufnahme 
am 10.10.1941 bieten, bei der ein 
Zusatzfragebogen mit folgenden 
Fragen angegeben werden könn-
te: a) jetzige Staatsangehörigkeit? 
b) frühere Staatsangehörigkeit? c) 
Muttersprache? d) Volkszugehörig-
keit?“

Laut dem Bericht sollte die „Aus-
siedlung“ der Italiener dann aber 
erst nach dem Krieg erfolgen. Für 
die „Rückführung“ der Franzosen, 
die nicht „deutschstämmige Elsäs-
ser und Lothringer“ waren, liefen 
Verhandlungen mit dem deutschen 
Militärbefehlshaber in Paris. Auch 
die „reinen Wallonen“ sollten 
zurückgeführt werden, nicht aber 
jene aus der Gegend von Arlon, 
die früher zu Luxemburg gehört 
hat. Die Polen sollten über die Ver-
ordnung über die deutsche Volks-
liste erfasst werden. Die deutsche 
Volksliste wurde als Verfahren von 
den Nazis in den annektierten west-
polnischen Gebieten entwickelt zur 
Einordnung und zur Selektion der 
„Deutschen“ und der Ausgrenzung 
der „Polen“ (Juden waren von vorn-
herein ausgeschlossen).14) Himmler 
stimmte den Schlussfolgerungen 
zu, mit dem Zusatz, dass „nicht 
eindeutschungsfähige Polen“ auch 
zurückgeführt werden müssten.

Auf Anordnung Himmlers wer-
den die Zusatzfragen noch in die 
Zählkarten für die Personenstands-
aufnahme vom 10. Oktober ein-
gebunden. Da die Überprüfung der 
französischen Staatsangehörigen be-
reits erfolgt war und jene der polni-
schen Staatsangehörigen über die 
Einreihung in die Deutsche Volks-
liste geschehen sollte, ging es also in 
der Personenstandsaufnahme vor-
rangig um die Italiener und die Bel-
gier. 

 

(Fortsetzung am 24. Mai 2024)
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